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Die wichtigsten Erkenntnisse der Eurovisionsdebatte  
 
Am Donnerstag, den 23. Mai, führten die Spitzenkandidaten für die Präsidentschaft der 
Europäischen Kommission Ursula von der Leyen (Deutschland, Europäische Volkspartei), 
Nicolas Schmit (Luxemburg, Sozialdemokratische Partei Europas), Terry Reintke 
(Deutschland, Europäische Grüne), Sandro Gozi (Italien, Renew Europe Now) und Walter 
Baier (Österreich, Europäische Linke) eine letzte Wahlkampfdebatte vor den EU-Wahlen. Die 
von der Europäischen Rundfunkunion (EBU) organisierte Debatte behandelte traditionelle 
Themen wie Wirtschaft und Arbeitsplätze, Verteidigung und Sicherheit, Klima und Umwelt, 
Demokratie und Führung, Migration und Grenzen sowie Innovation und Technologie. Die 
Debatte konzentrierte sich auch auf mögliche Allianzen zwischen der EVP, aber auch 
zwischen Renew Europe Now und rechtsextremen Gruppen. Ursula von der Leyen, die von 
den anderen Kandidaten mehrfach zu diesem Thema befragt wurde, bekräftigte ihre Linie und 
schloss eine Zusammenarbeit mit den Abgeordneten der EKR, die "pro-Europa, pro-Ukraine, 
gegen Putin und für Rechtsstaatlichkeit" sind, nicht aus. Die Möglichkeit einer Annäherung an 
Parteien, die derzeit der ID angehören, wie z.B. die französische Rassemblement National, 
schloss sie jedoch aus. Sandro Gozi wurde von den anderen Kandidaten auch auf die 
Koalition in den Niederlanden zwischen der liberalen Partei VDD und der rechtsextremen PVV 
angesprochen. Sandro Gozi verurteilte dieses Bündnis und kündigte an, dass die Gruppe 
Renew Europe am 10. Juni die Position der VVD erörtern werde. Die Debatte kann hier noch 
einmal angesehen werden. 
 

 
G20-Symposium über faire internationale Besteuerung in Brasilia 

 
Um Experten und Vertreter der G20-Mitgliedsländer zu ermutigen, sich mit dem 
brasilianischen Vorschlag für eine globale Steuer auf Milliardäre auseinanderzusetzen, 
organisierte die G20-Finanzabteilung vom 21. bis 23. Mai ein internationales Seminar in 
Brasilia. Bei der Veranstaltung traten Steuerexperten als Hauptredner auf, darunter Vertreter 
internationaler Organisationen, der Europäischen Union, der Weltbank, der 
Interamerikanischen Entwicklungsbank (IDB) und der G20-Mitgliedstaaten. Während der 
Veranstaltung stellten Brasilien, das Vereinigte Königreich, Norwegen, Frankreich, Indien, 
Australien und Südafrika ihre Modelle zur progressiven Besteuerung vor. Den Abschluss der 
Veranstaltung bildete ein Vortrag des französischen Wirtschaftswissenschaftlers Gabriel 
Zucman, der einen Vorschlag zur Diskussion darüber unterbreitete, wie die globalen 
Steuersysteme den Superreichen die Steuervermeidung erleichtern können und welche 
Auswirkungen dies auf die Vertiefung der Ungleichheiten hat. 
 

  

https://multimedia.europarl.europa.eu/en/webstreaming/20240523-1500-SPECIAL-PRESIDENTIALDEBATE2024NAMETAGS
https://www.g20.org/en/news/at-symposium-g20-brasil-seeks-to-deepen-the-debate-on-fair-international-taxation


EU-Kommission: Vertragsverletzungsverfahren im Bereich Steuern und 
Zollunion im Mai 
 
Am Donnerstag, den 23. Mai, veröffentlichte die Europäische Kommission ihr 
Vertragsverletzungspaket für den Monat Mai, dass eine Reihe von Entscheidungen über 
Steuerverstöße enthält. Die Kommission leitete insbesondere ein 
Vertragsverletzungsverfahren ein, indem sie ein Aufforderungsschreiben an Deutschland 
(INFR(2024)2043), Ungarn (INFR(2024)2045), Polen (INFR(2024)2047) und Rumänien 
(INFR(2024)2048) richtete, weil diese Länder es versäumt haben, rechtzeitig Informationen 
über Einkünfte auszutauschen, die von Einzelpersonen und Unternehmen durch die Nutzung 
von Online-Plattformen gemäß der Richtlinie (EU) 2021/514 vom 22. März 2021 (DAC7) erzielt 
wurden, die am 1. Januar 2023 in Kraft trat. Die Kommission beschloss außerdem, mit 
Gründen versehene Stellungnahmen an Spanien (INFR(2024)0049), Zypern 
(INFR(2024)0020), Lettland (INFR(2024)0094), Litauen (INFR(2024)0080), Polen 
(INFR(2024)0113) und Portugal (INFR(2024)0119) zu richten, weil sie es versäumt haben, 
Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie zur zweiten Säule in nationales Recht zu melden. 
Außerdem richtete die Kommission mit Gründen versehene Stellungnahmen an: - 
Griechenland (INFR(2020)4001), weil es seine Vorschriften über die Zulassung und 
Besteuerung von Kraftfahrzeugen nicht geändert und mit dem EU-Recht in Einklang gebracht 
hat; - an Spanien (INFR(2021)4035), weil es seine Vorschriften über die Besteuerung von 
Veräußerungsgewinnen, die in Spanien von gebietsfremden Steuerpflichtigen erzielt werden, 
nicht mit dem freien Kapitalverkehr in Einklang gebracht hat; und - an Schweden 
(INFR(2023)4007), weil es seine Rechtsvorschriften über die vorläufige 
Einkommensbesteuerung nicht an die Anforderungen des EU-Rechts angepasst hat. 
Schließlich beschloss die Europäische Kommission, Spanien (INFR(2018)4084) vor dem 
Gerichtshof der Europäischen Union zu verklagen, weil es im spanischen Recht zusätzliche 
Bedingungen eingeführt hat, die die harmonisierten EU-Vorschriften über die Spaltung von 
Gesellschaften (Richtlinie 2009/133/EG des Rates) einschränken. 
 

EU-Kommission drängt sechs Mitgliedstaaten zur vollständigen Umsetzung der 
CbCR-Richtlinie (Country-by-Country Reporting)  
 
Am Donnerstag, den 23. Mai, hat die Europäische Kommission mit Gründen versehene 
Stellungnahmen an Belgien (INFR(2023)0109), Italien (INFR(2023)0150), Zypern 
(INFR(2023)0118), Slowenien (INFR(2023)0175), Österreich (INFR(2023)0106) und Finnland 
(INFR(2023)0136) gerichtet, weil sie die Richtlinie über die länderbezogene Offenlegung 
(Richtlinie (EU) 2021/2101) nicht vollständig umgesetzt haben. Die Richtlinie regelt die 
Offenlegung von Informationen zur Einkommenssteuer durch bestimmte multinationale 
Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als 750 Millionen Euro, einschließlich 
multinationaler Unternehmen aus Drittstaaten, die in der EU tätig sind. Verzögerungen bei der 
Umsetzung dieser Politik würden das Ziel beeinträchtigen, die Rechenschaftspflicht der 
Unternehmen in Bezug auf die von ihnen in den einzelnen Mitgliedstaaten gezahlte 
Einkommensteuer zu verbessern, und damit das Ziel gefährden, das Vertrauen der Bürger in 
die Fairness der nationalen Steuersysteme zu erhalten, so die Kommission. Belgien, Italien, 
Zypern, Slowenien, Österreich und Finnland haben nun zwei Monate Zeit, um zu reagieren 
und die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Andernfalls kann die Kommission 
beschließen, die Fälle an den Gerichtshof der Europäischen Union zu verweisen. 
 
 

EU-Rat nimmt zur Unterstützung der Ukraine EU-Abgabe auf eingefrorene 
russische Guthaben förmlich an 
 
Der Rat der Europäischen Union hat am Dienstag, den 21. Mai, formell den 
Legislativvorschlag zur Mobilisierung der Gewinne aus den Vermögenswerten der russischen 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/inf_24_2422


Zentralbank gebilligt, die seit Beginn der militärischen Aggression Russlands gegen die 
Ukraine in der EU eingefroren wurden. Konkret müssen die Mitgliedstaaten, in denen 
Zentralverwahrer mit einem Vermögen von mehr als 1 Million Euro ansässig sind, diese 
Gewinne, die seit Mitte Februar 2024 gesammelt werden und insgesamt auf rund 3 Milliarden 
Euro pro Jahr geschätzt werden, an die Europäische Kommission abführen. 90 % der Beträge 
werden für die Europäische Friedensfazilität und 10 % für die Ukraine-Fazilität bereitgestellt. 
Die Fazilität wird regelmäßig überprüft, wobei die erste Überprüfung vor Januar 2025 
stattfinden soll. Eine erste Zahlung in Höhe von rund 1 Milliarde Euro wird voraussichtlich zu 
Beginn des Sommers erfolgen. 
 
 

EU-Kommission veröffentlicht Folgemaßnahmen zur Entschließung des EU-
Parlaments zur weiteren Reform der Unternehmensbesteuerung  
 
Die Europäische Kommission hat kürzlich ihre Folgemaßnahmen zur nichtlegislativen 
Entschließung des Europäischen Parlaments zur weiteren Reform der 
Unternehmensbesteuerung veröffentlicht, die von der Europaabgeordneten Isabel Benjumea 
Benjumea (EVP, Spanien) verfasst und im Dezember 2023 angenommen wurde. Bezüglich 
der Forderungen nach einer Verringerung des Befolgungsaufwands für EU-Unternehmen, 
insbesondere für KMU (Ziffern 10-18), erinnerte die Kommission daran, dass sie im 
September 2023 ein Paket von Vorschlägen zur Steuervereinfachung vorgelegt hat. Dazu 
gehört ein System zur Besteuerung des Hauptsitzes (HOT), dass es KMU, die innerhalb der 
EU-Grenzen überschreiten und eine steuerpflichtige Präsenz in Form einer Betriebsstätte in 
einem anderen Mitgliedstaat schaffen, erlauben würde, weiterhin die Steuervorschriften des 
Mitgliedstaats anzuwenden, aus dem sie stammen, d. h. in dem ihr Hauptsitz ansässig ist. Die 
Kommission sagte auch, dass sie weitere Studien, Evaluierungen und Folgenabschätzungen 
zur Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen für Unternehmen in der EU 
unterstützt. Hinsichtlich der Notwendigkeit, dass die Kommission eine EU-weite Studie über 
die Höhe der Kosten für die Einhaltung der Steuervorschriften durchführt, erklärte die 
Kommission, dass sie Sondierungsarbeiten in diesem Bereich eingeleitet hat, um den Bedarf 
für eine solche Studie und den geeigneten Zeitpunkt zu ermitteln, wobei sie die Arbeiten 
anderer Organisationen wie der OECD und der Weltbank berücksichtigt. Bei der Vorlage eines 
neuen Vorschlags werde die Kommission darauf achten, dass das reibungslose 
Funktionieren, die Integrität und die gleichen Wettbewerbsbedingungen des Binnenmarktes 
gewahrt blieben und keine unverhältnismäßige Belastung für die Unternehmen entstünden, 
versicherte sie. 
 
 
 
 

 

  

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2024/05/21/extraordinary-revenues-generated-by-immobilised-russian-assets-council-greenlights-the-use-of-windfall-net-profits-to-support-ukraine-s-self-defence-and-reconstruction/


 

Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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